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1 Einführung 

Die Sanierung der Gebäude in Deutschland ist eine der dringlichen Herausforderungen für den Er-

folg der Energiewende und die Einhaltung der Klimaschutzziele. Zahlreiche Studien belegen das 

hohe Potenzial im Gebäudebereich, Energie einzusparen und Emissionen zu reduzieren. Es beste-

hen aber aufgrund zu geringer Sanierungstätigkeiten Schwierigkeiten, dieses Potenzial auszu-

schöpfen. Um das Ziel der Bundesregierung zu erreichen, bis zum Jahr 2050 einen annähernd 

CO2-neutralen Gebäudebestand zu haben, müssen also zukünftig mehr Maßnahmen umgesetzt 

werden. Doch wie lässt sich die Sanierungstätigkeit weiter steigern? Welche politischen Rahmen-

bedingungen können zusätzliche Anreize setzen?  

Das vorliegende Diskussionspapier möchte die meist technologisch oder ökonomisch geführte Ar-

gumentation für und gegen die energetische Sanierung des Gebäudebestands um die bisher häu-

fig vernachlässigten Perspektiven der vorwiegend privaten Eigentümerinnen und Eigentümer er-

gänzen, die – wie sich zeigt – aus sehr unterschiedlichen Kontexten heraus entscheiden und han-

deln. Nur wenn die verschiedenen Entscheidungskontexte mit in Betracht gezogen werden, können 

politische Maßnahmen entwickelt werden, die die jeweiligen Zielgruppen auch tatsächlich errei-

chen. Es ist dabei nicht unser Anliegen, das gesamte Feld der energetischen Sanierung umfas-

send zu sondieren und politische Handlungsmöglichkeiten in ihrer gesamten Breite zu diskutieren. 

Vielmehr möchten wir einzelne, bisher wenig berücksichtigte Aspekte, die sich aus den jeweiligen 

Entscheidungskontexten ergeben, in den Vordergrund stellen.  

Zunächst stellt sich die Frage, welche Gebäudetypen und Eigentümergruppen vordringlich auf-

grund ihrer großen Einsparpotenziale anzusprechen sind, um die Sanierungsziele zu erreichen. 

Dieser Frage widmet sich das Kapitel „Gebäudebestand und Potenziale der energetischen Sanie-

rung“. Zweitens geht es um die Frage, wie die Eigentümerinnen und Eigentümer, die ihre Gebäude 

sanieren sollen oder möchten, zu der Entscheidung kommen, entsprechende Maßnahmen umzu-

setzen (oder eben nicht). Diese Frage ist in der bisherigen Diskussion und Politikgestaltung kaum 

berücksichtigt und wissenschaftlich nur wenig untersucht. Mehr dazu findet sich im Kapitel „Ziel-

gruppenspezifische Entscheidungskontexte“. Abschließend werden im Kapitel „Politische Hand-

lungsempfehlungen“ ausgewählte Empfehlungen insbesondere für die Bundesebene dargestellt. 

Diese wurden am 21. Februar 2018 auf einem Salongespräch in Berlin zentralen Stakeholdern prä-

sentiert und mit ihnen diskutiert.  

Das Diskussionspapier stellt Ergebnisse vor, die im Rahmen des Verbundprojekts „Perspektiven 

der Bürgerbeteiligung an der Energiewende unter Berücksichtigung von Verteilungsfragen“ im Mo-

dul „Entscheidungskontexte bei der energetischen Gebäudesanierung“ erarbeitet wurden. Das Pro-

jekt wurde vom Bundesministerium für Bildung und Forschung als Anschlussvorhaben des Sozial-

ökologischen Forschungsvorhabens „Umwelt- und gesellschaftsverträgliche Transformation des 

Energiesystems“ gefördert. 
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2 Gebäudebestand und Potenziale der 

energetischen Gebäudesanierung 

Zur Darstellung des Gebäudebestands sowie der Relevanz unterschiedlicher Eigentümergruppen 

und deren räumlichen Verteilung erfolgte im Vorhaben eine Auswertung von Daten zum aktuellen 

Wohnungs- und Gebäudebestand. Eine solche Auswertung wird erschwert durch eine unzu-

reichende Erfassung des aktuellen Bestandes (BBSR 2016). Aus diesem Grund wurden Daten aus 

unterschiedlichen Quellen zusammengeführt. Die Zusammenführung der Daten erfolgte über wie-

derkehrende Ausprägungen von Merkmalen unterschiedlicher Datenquellen. Kernelement des Mo-

dells sind Auswertungen des Zensus 2011, welcher Häufigkeiten von Wohnungs- und Gebäudety-

pen und Informationen über die jeweiligen Eigentümer/innen beinhaltet (Statistisches Bundesamt 

2013). Diese werden kombiniert mit gebäudespezifischen Energiekennwerten, welche durch das 

Institut für Wohnen und Umwelt (IWU) entwickelt wurden (Loga et al. 2015). Ergänzt wurden diese 

Angaben um regionalspezifische Daten wie Grad der Verstädterung oder Kennwerte über die wirt-

schaftlichen Aktivitäten und Informationen über die Bewohner/innen und Eigentümer/innen. 

2.1 Gebäudebestand 

Um die Entscheidungskontexte der verschiedenen Gruppen von Eigentümerinnen und Eigentü-

mern in ihrer jeweiligen Komplexität besser verstehen zu können, teilen wir sie zunächst in drei 

Eigentümergruppen ein: Selbstnutzer/innen, private Vermieter/innen und professionelle Vermie-

ter/innen. Unter selbstgenutzten Wohnungen werden Wohnungen verstanden in denen mindestens 

eine/r der Bewohner/innen auch Eigentümer/in der Wohnung ist (Statistische Ämter des Bundes 

und der Länder 2014). Unter privat vermieteten Wohnungen werden Wohnungen gefasst, die durch 

eine Privatperson vermietet werden. Hierbei kann sich das Gebäude insgesamt in Privatbesitz oder 

im Besitz einer Gemeinschaft von Wohnungseigentümer/innen befinden. Unter die professionellen 

Vermieter/innen fallen Wohnungsgenossenschaften, Kommunen oder kommunale Wohnungsun-

ternehmen, privatwirtschaftliche Wohnungsunternehmen, Bund und Land und Organisationen ohne 

Erwerbszweck (z.B. Kirchen) (Klassifizierung mit GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und 

Immobilienunternehmen e.V. 2014).  

Abb. 2.1 gibt einen Überblick über die Häufigkeiten der Wohnungen in den jeweiligen Eigentü-

merkategorien. Für die Selbstnutzer/innen und privaten Vermieter/innen wird dargestellt, wie sich 

die Wohnungen auf unterschiedliche Gebäudegrößen verteilen. Bei den professionell vermieteten 

Wohnungen wird die Aufteilung in unterschiedlichen Eigentümergruppen dargestellt. Der größte 

Anteil der Wohnungen wird entweder durch die Eigentümer/innen selbstgenutzt (42,6 %) oder 

durch Private vermietet (38,0 %). Dagegen ist der Anteil der professionell vermieteten Wohnungen 

mit 19,4% aller Wohnungen deutlich niedriger. Unter den professionellen Vermieter/innen bilden 

Wohnungsgenossenschaften (26,5 %), Kommunen oder kommunale Wohnungsunternehmen 

(29,2 %) und privatwirtschaftliche Wohnungsunternehmen (27,8 %) die drei größten Gruppen. 
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Abb. 2.2 zeigt für die drei Eigentümergruppen die Verteilung der Wohnungen auf unterschiedliche 

Gebäudetypen. Während es sich bei den selbstgenutzten Wohnungen vornehmlich um Wohnun-

gen in Ein- und Zweifamilienhäusern handelt, verteilen sich die Wohnungen im Besitz von privaten 

Vermietern vor allem auf kleinere Mehrfamilienhäuser mit bis zu zwölf Wohnungen. Professionelle 

Vermieter/innen vermieten größtenteils Wohnungen in Mehrfamilienhäusern (kleinen wie großen). 

 

Abb. 2.1 Übersicht Wohnungen in Deutschland 

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung auf Basis von (Statistisches Bundesamt 2013).  
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Neben der Auswertung nach Gebäudetyp und Eigentumsform wurde ebenfalle eine Auswertung 

nach Baujahren, Heizungsklassen und den regional spezifischen Unterschieden zwischen den ver-

schiedenen Eigentumsgruppen durchgeführt. An dieser Stelle erfolgt zum Zwecke der Fokussie-

rung nur eine kurze Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse. 

Mit Blick auf das Baujahr ist zu erkennen, dass im Bereich der Selbstnutzer/innen der Anteil der 

Wohnungen der neueren Baujahre im Vergleich zu den professionellen und privaten Vermietern/in-

nen deutlich größer ist. Insgesamt ist festzustellen, dass der Großteil der Wohnungen sowohl bei 

einer nationalen Betrachtung als auch bei einer Betrachtung der einzelnen Gruppen vor 1979 ge-

baut wurde.  

Die Analyse der unterschiedlichen Heizungsarten zeigt die große Bedeutung von Zentralheizun-

gen. Daneben ist auffällig, dass Fernheizungen und Etagenheizungen bei professionellen Vermie-

ter/innen eine bedeutende Rolle spielen und diese Heizungstypen bei den anderen Gruppen von 

eher nachrangiger Bedeutung sind. Dies hängt wiederum auch mit den eher großen Gebäudetypen 

zusammen, die vornehmlich im Besitz von professionellen Vermieter/innen sind. 

Zwischen den Eigentumsgruppen sind auch bei der Analyse der regionalspezifischen Charakteris-

tika auf Landkreisebene Unterschiede zu erkennen. Während selbstgenutzte Wohnungen haupt-

sächlich in ländlichen Regionen zu finden sind und Wohnungen der professionellen Vermieter/in-

nen zu deutlich höheren Anteilen in städtischen Regionen liegen, befinden sich Wohnungen von 

 

Abb. 2.2: Prozentuale Verteilung der Wohnungen auf die unterschiedlichen Haustypen  

(Statistisches Bundesamt 2013) 
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privaten Vermietern/innen zu ähnlichen Anteilen in städtischen, suburbanen und ländlichen Regio-

nen.1 Hiermit in enger Verbindung stehen Aussagen über die wirtschaftliche Situation und die Ent-

wicklung von Immobilienpreise in den entsprechenden Regionen. So befinden sich Wohnungen 

von Selbstnutzer/innen im Vergleich zu den Wohnungen anderer Eigentümer häufiger in Regionen 

mit einem vergleichsweise geringen BIP/Kopf, niedrigen Arbeitslosenquoten und geringen Immobi-

lienpreisen. Diese Beobachtungen bestätigen Studien welche niedrigere BIP/Kopf und niedrige Ar-

beitslosenquoten in ländlichen Regionen nachweisen konnten (Eurostat 2018; Grözinger 2018) und 

verdeutlichen die im Vergleich höheren Immobilienpreise in urbanen Regionen. 

2.2 Potenziale der energetischen Sanierung 

In diesem Abschnitt sollen die Potenziale einer energetischen Sanierung nach Eigentümergruppen 

ausgewiesen werden. Das IWU hat in der Vergangenheit eine umfassende Erhebung zur energeti-

schen Qualität und zu den Modernisierungspotenzialen im deutschen Wohngebäudebestand veröf-

fentlicht (Loga et al. 2015). In diesem Zuge wurde die Deutsche Wohngebäudetypologie entwickelt, 

welche typische Energiebedarfe sowie -verbräuche von sowohl nicht sanierten als auch konventio-

nell sowie zukunftsgerichtet sanierten Modellgebäuden angibt.  

Bei nicht sanierten Gebäuden wurde - abgesehen von einem Austausch der Fenster - noch keine 

energetische Modernisierung durchgeführt. Unter einer konventionellen energetischen Sanie-

rung wird eine energetische Modernisierung definiert, die die Mindeststandards der Energieein-

sparverordnung 2014 erfüllt. Eine zukunftsgerichtete energetische Sanierung orientiert sich da-

gegen an „heute technisch bzw. baupraktisch realisierbaren Techniken“ und erfüllt die für Pas-

sivhäuser üblichen Dämmstandards (Loga et al. 2015). Zu den eingesetzten Maßnahmen gehören 

neben der Dämmung der Bauteile Dach, oberste Geschossdecke, Außenwand, Fußboden bzw. 

Kellerdecke auch der Austausch von Fenstern und eine Modernisierung der Wärmeversorgung. 

Zu den Energiekennwerten, welche vom IWU erfasst werden, zählt unter anderem der Primärener-

giebedarf für Heizung und Warmwasser aus erneuerbaren und nicht erneuerbaren Erzeugungs-

quellen (Loga et al. 2015). Um die Differenz aus der theoretischen Berechnung der Bedarfswerte 

und den tatsächlichen Verbrauchswerten zu minimieren, wurde vom IWU der Bedarfswert durch 

die Multiplikation mit einem korrigierenden Faktor an den realen Verbrauch angepasst (Loga et al. 

2015). Bei den in der Folge dargestellten Werten handelt es sich daher um einen verbrauchsange-

passten Primärenergiebedarf (Loga et al. 2015).  

Bei der Hochrechnung der Energiebedarfe auf die drei Eigentümergruppen mussten aufgrund feh-

lender Datengrundlagen vereinfachende Annahmen getroffen werden: So unterscheiden sich die 

Energiekennwerte für einen Gebäudetyp nicht je nach Eigentümergruppe, das heißt Unterschiede 

im Energieverbrauch zwischen Selbstnutzer/innen und Mieter/innen können ebenso wenig berück-

sichtigt werden wie Unterschiede des energetischen Gebäudezustands je nach Eigentümertyp. Au-

ßerdem wurde angenommen, dass Selbstnutzer/sich gleichmäßig auf die unterschiedlichen Baual-

tersklassen eines Gebäudetyps verteilen. Es ist davon auszugehen, dass die reale Verteilung im 

                                                                                                                                                                  

1 Die Unterteilung in ländliche, suburbane und urbane Regionen wurde angelehnt an die Kriterien der europäischen Region 

wonach in ländlichen Gebieten <300 Bewohner je km², in suburbanen Regionen <1.500 Bewohner je km² und in urba-

nen Regionen >1.500 Bewohner je km² wohnen (EUROSTAT 2012). 
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Detail abweicht. Wir gehen aber davon aus, dass die Ergebnisse trotzdem einen guten Einblick in 

die Größenordnung der Potenziale der Eigentümergruppen geben. 

Die Abb. 2.3 zeigt den verbrauchsangepassten Primärenergiebedarf aller deutschen Wohnungen 

in TWh. Es wird sowohl der Primärenergiebedarf gezeigt, welcher sich ergeben würde, wenn kein 

Gebäude modernisiert worden wäre, als auch wenn der komplette Bestand konventionell bzw. zu-

kunftsgerichtet modernisiert worden wäre.  

Der Wohnungsbestand in Deutschland würde – ausgehend von weitgehend unsanierten Gebäuden 

- einen Primärenergiebedarf von rund 927 TWh haben, wovon auf die Selbstnutzer/innen 52,6 % 

und auf die privaten Vermieter/innen 34,6 % entfallen würden. Damit übertrifft der Anteil der Selbst-

nutzer/innen ihren Anteil an den Wohnungen (42,6 %). Dies liegt daran, dass die von Selbstnut-

zer/innen vorwiegend bewohnten Ein- und Zweifamilienhäuser zum einen höhere spezifische Ener-

giebedarfe je m² aufweisen und zum anderen die beheizten Wohnflächen dieser Wohnungen im 

Schnitt größer sind. Die konventionelle Sanierung bietet im Vergleich zum unsanierten Zustand das 

Potenzial den Primärenergiebedarf insgesamt um rund 37 % zu senken. Zwar ist die relative Ein-

sparung bei professionellen Vermieter/innen am größten, aber in absoluten Werten sind die Ein-

sparungen bei Selbstnutzer/innen (172 TWh) und privaten Vermieter/innen (124 TWh) deutlich hö-

her. Eine zukunftsorientierte Sanierung könnte zu einer Reduktion um 68 % führen. Dabei sind die 

Einsparpotenziale der Selbstnutzer/innen (325 TWh) und privaten Vermieter/innen (220 TWh) deut-

lich höher als bei professionellen Vermieter/innen (83 TWh). Ähnliche Ergebnisse lassen sich für 

andere Kenngrößen wie den Endenergiebedarf, Nettoheizwärmebedarf oder den CO2 Ausstoß er-

mitteln. Die Auswertungen verdeutlichen die große Bedeutung der Selbstnutzer/innen und privaten 

 

Abb. 2.3: Primärenergiebedarf Deutscher Wohnungsbestand (verbrauchsangepasst) 

Angaben in TWh; S0: keine Sanierung S1: konventionelle Sanierung; S2: zukunftsgerichtete 

Sanierung 

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung auf Basis von (Loga et al. 2015; Statistisches Bun-

desamt 2013) 
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Vermieter/innen sowohl bei dem theoretischen Verbrauch, wenn keine Modernisierung vorgenom-

men wurde, als auch bei den Einsparpotenzialen im Vergleich zu unsanierten Gebäuden. 

Abb. 2.4 schlüsselt den auf Basis der unsanierten Modellgebäude berechneten Primärenergiebe-

darf in den einzelnen Eigentümergruppen nochmals nach Gebäudetypen auf, um zu verdeutlichen 

welche Gebäudetypen den größten Anteil am Gesamtbedarf haben. Die Ergebnisse zeigen die im-

mense Bedeutung von kleineren Gebäuden. Mehr als die Hälfte des Bedarfs entfällt auf Wohnun-

gen in Ein- und Zweifamilienhäusern, immerhin drei Viertel auf Gebäude mit bis zu 6 Wohneinhei-

ten. Diese Gebäude befinden sich überwiegend im Eigentum von Selbstnutzern und privaten Ver-

mieter/innen. Außerdem wird deutlich, dass Gebäudetypen mit weniger Wohneinheiten relativ zu 

ihrer Häufigkeit (vgl. Abb. 2.2) einen höheren Anteil am Energiebedarf aufweisen.  

Insgesamt zeigen die Ergebnisse dieses Kapitels, dass private Eigentümer/innen die zentrale Ziel-

gruppe sind, wenn es um die Umsetzung energetischer Sanierungen und das Erreichen der Klima-

schutzziele geht. Dabei handelt es sich wiederum um zwei große Subgruppen: einmal die Eigentü-

mer/innen vorwiegend selbst genutzter Ein- und Zweifamilienhäuser, zum anderen um Eigentü-

mer/innen von Mehrfamilienhäusern oder Wohnungen in diesen, die zum überwiegenden Teil Ver-

mieter/innen sind.  

 

Abb. 2.4: Verteilung Primärenergiebedarf in Deutschland nach Gebäudetyp 

Angaben in TWh; 

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung auf Basis von (Loga et al. 2015; Statistisches Bun-

desamt 2013) 
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3 Zielgruppenspezifische 

Entscheidungskontexte 

Ob und in welchem Umfang Immobilieneigentümer/innen in den energetischen Zustand ihrer Im-

mobilien investieren hängt von einer Vielzahl von Rahmenbedingungen ab, die in einen komplexen 

Entscheidungsprozess einfließen. Verschiedene Forschungsdisziplinen rücken hierbei jeweils spe-

zifische Erklärungskonstrukte bzw. -kontexte in den Vordergrund ihrer Betrachtung und verdeutli-

chen damit die Komplexität einer Entscheidung für oder gegen eine energetische Sanierungsmaß-

nahme. Hinzu kommt, dass die verschiedenen Immobilieneigentümertypen aus unterschiedlichen 

Motivlagen, Entscheidungskontexten bzw. mit unterschiedlichen Zielen in ihre Immobilien investie-

ren. Stieß (2010) betont bspw., dass eine energetische Gebäudesanierung bei selbstnutzenden 

Eigenheimbesitzer/innen eher eine strategische Konsumentscheidung als eine „klassische“ Investi-

tionsentscheidung darstellt. Demgegenüber werden bei vermietenden Immobilieneigentümer/innen 

Anreize und Hemmnisse bislang vorwiegend ökonomisch im Sinne einer Investitionsentscheidung 

betrachtet (z.B. Mieter-Vermieter-Dilemma).  

Um den verschiedenen forschungstheoretischen Ansätzen sowie den Entscheidungskontexten un-

terschiedlicher Eigentümergruppen gerecht zu werden, wird an dieser Stelle ein Entscheidungsmo-

dell entwickelt, welches ökonomische, psychologische, soziologische, technologische und andere 

Erklärungskonstrukte enthält. Das Entscheidungsmodell unterscheidet zwischen a) dem Sanie-

rungsanlass und b) dem Entscheidungsprozess. Hierbei wird unterstellt, dass jede Maßnahme zur 

energetische Gebäudesanierung einen konkreten Sanierungsanlass benötigt. Erst dieser Anlass 

eröffnet ein Gelegenheitsfenster in dem der Immobilieneigentümer einen Abwägungs- und Überle-

gungsprozess in Gang setzt, der im Ergebnis zu einer Investitionsentscheidung führen kann. Die-

ser Entscheidungsprozess wird von einer Vielzahl von individuellen und kontextualen Erklärungs-

konstrukten beeinflusst. Im Ergebnis dieses Prozesses steht eine Entscheidung darüber  

a. ob eine Investition durchgeführt, in die Zukunft verschoben oder abgelehnt wird und 

b. ob es sich bei der Maßnahme um eine nicht-energetische Standardmaßnahme (z.B. Streichen 

der Fassade), um eine Maßnahme, die rechtliche Mindestanforderungen erfüllt (Fassadendäm-

mung nach EnEV) oder um eine über den Mindeststandard hinausgehende energetische Sa-

nierungsmaßnahme handelt (z.B. Sanierung nach KfW-Effizienzhaus-Standard). 

Der Erklärungsgehalt der Konstrukte variiert hierbei zwischen den unterschiedlichen Immobilienei-

gentümergruppen, da einzelne Faktoren für bestimmte Eigentümergruppen keine oder wenig Rele-

vanz haben.  
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Abb. 3.1 gibt einen Überblick über den Entscheidungsprozess vom Sanierungsanlass bis zur Um-

setzung, der von verschiedenen individuellen Faktoren wie auch kontextualen Faktoren beeinflusst 

wird. Das Entscheidungsmodell wird nachfolgend auf die drei identifizierten Eigentümergruppen 

angewendet. Hierbei soll es weniger um Vollständigkeit gehen, sondern eher um das Aufzeigen 

zielgruppenspezifischer Besonderheiten. 

3.1 Sanierungsanlässe 

Am Anfang einer Sanierung steht zunächst ein konkreter Anlass. Anlässe können beispielsweise 

eine defekte Heizung oder undichte Fenster sein, d.h. kurzfristig umzusetzende Reparaturmaßnah-

men. Umgekehrt können Sanierungen jedoch auch mittelfristig zur Instandsetzung, Werterhaltung 

bzw. -steigerung geplant werden. Die Neugestaltung der Außenfassade oder ein Anbau etwa kann 

längerfristig geplant werden. Sanierungsanlässe reichen zudem über den technischen Zustand ein-

zelner Bauteile hinaus. Häufig stellt der Eigentümerwechsel einen wichtigen Sanierungsanlass für 

selbstnutzende Eigentümer/innen dar (Friege 2016; Stieß und Dunkelberg 2012); gleiches gilt für 

Wohnraumerweiterung/-anpassungen etwa dann, wenn biographische Einschnitte (wie die Geburt 

oder Auszug eines Kindes ) neue Nutzungsansprüche an eine Immobilie erzeugen. Schließlich 

können rechtliche Vorschriften Sanierungsanlässe darstellen. So regelt die EnEV beispielsweise 

bestimmte Nachrüstpflichten.  

 

Abb. 3.1: Entscheidungsmodell energetische Gebäudesanierung  

Quelle: Eigene Darstellung 
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Das Spektrum unterschiedlicher Sanierungsanlässe ist breit und die Relevanz der einzelnen An-

lässe unterscheidet sich zwischen den Eigentümergruppen. Eigenheimbesitzer/innen und private 

Kleinvermieter/innen agieren nur selten strategisch und langfristig. Investitionen werden vor allem 

dann getätigt, wenn ein konkreter Bedarf besteht, etwa durch defekte Bauteile. Solange jedoch die 

Funktionstüchtigkeit eines Bauteils gegeben ist, werden Investitionen eher in die Zukunft verscho-

ben. 

Anders stellt sich die Situation bei professionell-gewerblich Vermietenden dar. Hier kann in vielen 

Fällen davon ausgegangen werden, dass die oben genannten kurzfristigen Sanierungsanlässe 

eine geringere Bedeutung haben. Investitionsentscheidungen sind vielmehr das Ergebnis eines 

längerfristigen Investment- und Portfoliomanagements. Dies unterstreicht die im Rahmen des Pro-

jektes durchgeführte Befragung unter Wohnungsunternehmen. Über 70 Prozent der Wohnungsun-

ternehmen, die sich an der Befragung beteiligt haben, bezeichnen einen langfristigen Sanierungs-

fahrplan als äußerst oder sehr wichtiges Motiv in der Entscheidungsfindung für die Modernisierung 

eines Wohngebäudes. Zugleich äußern knapp 78 Prozent der Wohnungsunternehmen, die in Be-

zug auf ein konkretes Gebäude bzw. eine konkrete Gebäudegruppe die Umsetzung einer energeti-

schen Modernisierung in den nächsten 10 Jahren für prinzipiell möglich halten, dass hoher Instand-

haltungsbedarf die Investitionswahrscheinlichkeit erhöht. Dennoch ist anzunehmen, dass Investiti-

onsentscheidungen professionell-gewerblich Vermietender in viel größerem Maße auf Basis lang-

fristiger unternehmerischer Entscheidungen als anlassbezogen erfolgen – auch wenn konkrete An-

lässe und akute Instandhaltungsbedarfe Prioritäten in dieser langfristigen Planung sicherlich ver-

schieben können.  

3.2 Förderliche und hemmende Faktoren im 

Entscheidungsprozess 

3.2.1 Eigenheimbesitzer/innen 

Das folgende Unterkapitel fasst Erkenntnisse zum Entscheidungsprozess selbstnutzender Gebäu-

deeigentümer/innen unter Nutzung der in Abb. 3.1 benannten Variablen zusammen. Die Einstel-

lung von Eigenheimbesitzer/innen gegenüber einer energetischen Sanierung hat im Entschei-

dungsprozess für oder gegen Maßnahmen und deren Qualität eine wichtige Bedeutung. Unter der 

Einstellung kann hierbei eine individuell unterschiedliche Bewertung und Gewichtung verschiede-

ner förderlicher und hemmender Faktoren für die Umsetzung von energetischen Sanierungen ver-

standen werden. Diese Faktoren können in ökonomische und nicht-ökonomische Faktoren unter-

teilt werden (siehe Tab. 3.1).  
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Tab. 3.1: Ökonomische und nicht-ökonomische Motive und Hemmnisse von Eigenheim-

besitzer/innen 

Quelle: (Stieß et al. 2010) 

 Motive Hemmnisse 

Ökonomisch Amortisation der Investition; Wert-
steigerung des Hauses; Reduzie-
rung der Energiekosten 

Unwille einen (weiteren) Kredit 
aufzunehmen; Unsicherheit ob 
sich die Investition auszahlt 

Nicht-ökonomisch Steigerung des thermischen Kom-
forts; Schutz von Klima und Um-
welt; Senkung des Energiever-
brauchs 

Meinung, Haus sei in einem guten 
Zustand; keine Zeit, sich mit dem 
Thema zu beschäftigen; Angst vor 
Stress und Dreck 

Friege und Chappin (2014) stellen in einem Review bestehender Literatur fest, dass der Entschei-

dungsprozess von Eigenheimbesitzer/innen stärker als häufig angenommen durch nicht-ökonomi-

sche Faktoren geprägt ist. Die energetische Sanierung wird von verschiedenen Autorinnen und Au-

toren daher als strategische Konsumentscheidung und nicht als reine Investitionsentscheidung ge-

sehen, bei dem Eigenheimbesitzer/innen eine Vorteilhaftigkeit mit Verfahren der Investitionsrech-

nung ermitteln würden (z.B. Baginski und Weber 2017). Solange überhaupt Energie und Kosten 

eingespart werden, sind die Länge der Amortisationszeit und die Höhe der Erträge kaum entschei-

dend (Stieß et al. 2010). 

Eine wichtige Rolle kommt den nicht-ökonomischen Motiven und Hemmnissen zu. So setzt eine 

energetische Sanierung ein umfassendes Wissen über die Möglichkeiten und Kosten, den Zusatz-

nutzen sowie die Planung und Organisation voraus. Hierzu gehört auch das Wissen über die richti-

gen Ansprechpartner. Private Eigentümer/innen, die nur über das selbstgenutzte Haus verfügen 

oder die nur in geringem Maß Wohnungen vermieten, führen im Laufe ihres Lebens nur sehr selten 

energetische Sanierungsmaßnahmen durch. Entsprechend hoch ist für sie der Aufwand, Informati-

onen zu beschaffen. Darüber hinaus gibt es eine große Vielfalt an möglichen Technologien und 

Maßnahmen, so dass auch die Auswahl von umzusetzenden Maßnahmen eine Hürde darstellen 

kann. Und nicht zuletzt ist für die Beschaffung und den Vergleich von Angeboten der Handwerks-

betriebe, die Durchführung von Maßnahmen, die Koordination unterschiedlicher Gewerke und die 

Sicherung der Qualität der Ausführung weiterer Aufwand einzuplanen. Deshalb kann eine energeti-

sche Sanierung Privatpersonen schnell überfordern. So nennen viele selbstnutzende Eigentü-

mer/innen als Hemmnisse für eine energetische Sanierung fehlende Zeit sich mit dem Thema zu 

beschäftigen und Angst vor Stress und Dreck (Stieß et al. 2010). Für viele Eigentümer/innen sind 

fehlende Kenntnisse über die Effekte energetischer Sanierungen, den Zustand des eigenen Ge-

bäudes, sowie das Fehlen von adäquaten Informationen bzw. unzureichendes Wissen wichtige 

Hemmnisse (Gossen und Nischan 2015; Weiß et al. 2011). 

Der in Abb. 3.1 als Milieu bzw. Wertorientierung bezeichnete Faktor verweist auf verschiedene An-

sätze, Menschen mit ähnlichen Lebensumständen, Denkweisen und Verhaltensmustern in als sozi-

ale Milieus bezeichnete Gruppen zu klassifizieren. Ein Beispiel für eine derartige Lebensstiltypolo-

gie ist die von Gunnar Otte entwickelte (Otte 2008). Insbesondere aufgrund des Zusammenhangs 

zwischen Umweltbewusstsein und Lebensstilzugehörigkeit kann vermutet werden, dass in Abhän-

gigkeit vom sozialen Milieu eine unterschiedlich große Sanierungsbereitschaft besteht. Empirische 

Untersuchungen konnten dies jedoch bisher nicht bestätigen (Friege 2016; Stieß et al. 2010).  
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Die Lebensphase, in der sich die Gebäudeeigentümer/innen befinden, kann unterschiedliche 

Rückwirkungen auf den Entscheidungsprozess haben. Gebäudebesitzer/innen in jungem Alter ver-

fügen in vielen Fällen über geringere finanzielle und zeitliche Ressourcen, während im hohen Alter 

der mit einer energetischen Sanierung verbundene persönliche Aufwand in der Umsetzung sowie 

die Langfristigkeit der Investition abschreckend wirken können. 

Die individuelle wirtschaftliche Situation beispielsweise im Sinne der Höhe des Haushaltsnetto-

einkommens hat nach Ergebnis verschiedener Studien (Friege 2016; Wilson et al. 2013) keine we-

sentliche Bedeutung im Entscheidungsprozess, wohl aber auf den Zeitpunkt und den Umfang von 

Maßnahmen. 

Für Eigenheimbesitzer/innen ist nicht davon auszugehen, dass sie im Hinblick auf energetische 

Sanierungen Investitions- oder Bewirtschaftungsroutinen ausbilden können. Für die meisten 

selbstnutzenden Gebäudeeigentümer/innen wird die Entscheidung über eine energetische Sanie-

rung ein einmaliges oder zumindest seltenes Ereignis sein. 

Auf Grundlage theoretischer Überlegungen könnte vermutet werden, dass das Bildungsniveau 

der Eigenheimbesitzer/innen – gemessen über die formale Qualifikation – den Entscheidungspro-

zess beeinflusst, da eine energetische Sanierung ein komplexes Vorhaben mit verschiedenen 

Quellen für Unsicherheit ist. Dies können Stieß et al. (2010) jedoch nicht empirisch bestätigen. Für 

den Bildungsabschluss lasse sich demnach kein Zusammenhang zur Wahl zwischen energetischer 

und Standardsanierung zeigen.  

Neben den individuellen Faktoren benennt Abb. 3.1 verschiedene kontextuale Faktoren. Ein mögli-

cher Faktor ist die Lage am Wohnungs- bzw. Immobilienmarkt. Verschiedene Studien zeigen, 

dass der energetische Zustand eines Gebäudes, wie ihn beispielsweise ein Energieausweis identi-

fiziert, Einfluss auf den Verkaufspreis eines Gebäudes hat (z.B. Fuerst et al. 2016). In Regionen 

mit starker Nachfrage nach Wohngebäuden könnten diese Preisdifferenzen das wahrgenommene 

finanzielle Risiko einer energetischen Sanierung minimieren. In einer empirischen Untersuchung 

finden (Dunkelberg und Weiß 2015) jedoch keine unterschiedliche Sanierungsaktivität in zwei Re-

gionen Brandenburgs, die sich in verschiedenen soziodemografischen und regionalökonomischen2 

Indikatoren unterscheiden. 

Baulich-technische Rahmenbedingungen können Entscheidungsprozesse insbesondere dann 

beeinflussen, wenn diese, beispielsweise auf Grundlage des Denkmalschutzes, eine energetische 

Sanierung deutlich teurer oder aufwändiger machen. So nennen in einer durch Jakob (2007) aus-

gewerteten Befragung rund 20 Prozent schweizer Gebäudeeigentümer/innen bauliche-technische 

Restriktionen als Entscheidungsgrund gegen eine energetische Sanierung der Fassade. 

Auch die rechtlichen Rahmenbedingungen, in Bezug auf energetische Sanierungen insbeson-

dere die Energieeinsparverordnung (EnEV), stellt einen kontextualen Faktor dar, dem auch selbst-

nutzende Gebäudeeigentümer/innen unterliegen. Einige der Vorschriften greifen bei Eigenheimbe-

sitzer/innen erst im Falle eines Eigentumsübergangs, jedoch sind die Vorschriften – vorbehaltlich 

einer unzureichenden Umsetzungskontrolle – durch Eigenheimbesitzer/innen im Entscheidungs-

prozess zu beachten. 

                                                                                                                                                                  

2  Diese schließen immobilienmarktbezogene Daten ein. 
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Die gesellschaftliche Bewertung energetischer Sanierungsmaßnahmen beeinflusst den Ent-

scheidungsprozess von Eigenheimbesitzer/innen vor allem über zwei Kanäle. Zum einen die veröf-

fentlichte Meinung, wie sie insbesondere in den Massenmedien zu finden ist. Zum anderen über 

das soziale Netzwerk von Eigenheimbesitzer/innen. Damit sind Freunde, Bekannte, Nachbar/innen 

gemeint. Friege (2016) zeigt, dass Erfahrungen und Meinungen im sozialen Netzwerk die Einstel-

lung von Eigenheimbesitzer/innen und damit den Entscheidungsprozess beeinflussen.  

Potentielle Multiplikatoren wie Energieberater/innen, Handwerker/innen oder auch Personen im 

eigenen sozialen Netzwerk können mit der Weitergabe von Fachwissen und/oder selbst gemach-

ten Erfahrungen die Einstellung von Eigenheimbesitzern beeinflussen. Ergebnisse einer quantitati-

ven Befragung (Durth 2017) zeigen, dass Entscheider die Meinung Dritter suchen. Die Evaluation 

von Energieberatungsprogrammen zeigt dabei einen positiven Einfluss auf die Qualität, den Um-

fang von Maßnahmen sowie den Effekt, dass Maßnahmen teilweise vorgezogen werden (Duscha 

et al. 2014). Allerdings nimmt nur etwa jeder Dritte vor der Durchführung von Sanierungsmaßnah-

men eine qualifizierte Beratung in Anspruch (co2online 2015). 

3.2.2 Private Kleinvermieter/innen3 

Individuelle Faktoren spielen auch bei privaten Kleinvermieter/innen eine wichtige Rolle, wir nach-

folgend dargelegt wird. Diese Kleinvermieter/innen besitzen häufig ein durchaus ausgeprägtes Um-

weltbewusstsein. Der Klimawandel wird als ernsthaftes Problem wahrgenommen und die Energie-

wende als zentrale Strategie zur Bekämpfung erkannt (März 2017). Es zeigt sich jedoch, wie in vie-

len Studien zur Umwelteinstellung, eine Diskrepanz zwischen dem allgemeinen Umweltbewusst-

sein und dem umweltbewussten Verhalten (Value-Action Gap) (Kollmuss und Agyeman 2002). 

Energetische Sanierungen allein aus ökologischen Motiven heraus sind bei privaten Kleinvermie-

ter/innen die Ausnahme. Renz und Hacke (2016) identifizieren daher eine Motivkombinationen aus 

ökonomischen und ökologischen Abwägungen, die je nach Schwerpunktsetzung der Kleinvermie-

ter/innen zu einer Entscheidung für oder gegen eine energetische Sanierung führen können (Ein-

stellung).  

Private Kleinvermieter/innen agieren gemeinwohlorientierter als dies die öffentliche Debatte über 

die Eigentümergruppe der Vermieter vermuten lässt (März 2016, 2017). Mieteinnahmen sind meist 

nicht die Existenzgrundlage privater Kleinvermieter, sondern vielmehr ein Nebenverdienst. Vor die-

sem Hintergrund geht es privaten Kleinvermieter/innen weniger um eine maximale Rendite, son-

dern vielmehr um ein reibungsloses Mietverhältnis. Um dies zu sichern, nehmen sie etwaige Miet-

mindereinnahmen in Kauf. Dieses Verhalten ist vor dem Hintergrund der Sicherung bezahlbaren 

Wohnraums zu begrüßen, bedeutet jedoch auch, dass Einnahmen fehlen, aus denen Sanierungs-

maßnahmen finanziert werden könnten. Zum anderen besitzen viele private Kleinvermieter/innen 

eine emotionale Bindung zu ihren Mieter/innen, der Mietimmobilie bzw. dem Quartier in dem sich 

die Mietimmobilie befindet. Da oft nur wenige und langjährige Mietverhältnisse bestehen und die 

Vermieter/innen in einem Viertel aller Fälle selbst im Mietobjekt leben (bezogen auf die Gebäudeei-

gentümer/innen) (Cischinsky et al. 2015 S. 74), besteht häufig eine soziale Bindung zwischen 

ihnen und ihren Mieter/innen (Werteorientierung). „Anderseits hängt mein Herz auch an dem 

                                                                                                                                                                  

3  Die vorgestellten Ergebnisse beruhen sofern nicht durch andere Quellen angegeben auf der Promotion „Energetische 

Gebäudesanierung als Multi-Level-Governance. Analyse quartierspezifischer und individueller Rahmenbedingungen 

zur Steigerung der energetischen Sanierungstätigkeit privater Kleinvermieter“ von Herrn Steven März. Die Promotion 

wurde im Projekt „EnerTransRuhr“ angelegt und vom Land NRW im Rahmen eines Fortschrittskollegs gefördert. 
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Haus so ein bisschen und es tut mir weh wie so eine Innenstadt verkommt, wenn einfach nichts 

investiert wird. Deswegen mache ich das auch. Ich möchte auch weiterhin hier wohnen und nicht 

irgendwann sagen, links und rechts wird´s immer schlimmer und dann ausziehen müssen.“ (IP 3). 

Die Investitions- und Bewirtschaftungsroutine von private Kleinvermieter/innen scheint aus 

mehreren Gründen die Investitionsbereitschaft in Energieeffizienz zu mindern bzw. die Erschlie-

ßung von Energieeffizienzpotenzialen zu erschweren. Erstens, private Kleinvermieter/innen sind 

nur in geringem Umfang bereit, für die Instandsetzung bzw. Modernisierung der Mietimmobilie Kre-

dite/Darlehen aufzunehmen. Laut Cischinsky et al. (2015) finanzieren sie in neun von zehn Fällen 

Investitionen (energetisch/nicht-energetisch) ausschließlich aus Eigenkapital.  

„Wenn ich irgendwelche Arbeiten vornehmen lasse, dann wird das finanziert durch die Mieten, die 

vorher eingelaufen sind.“ (IP 12). 

Grundsätzlich stellt eine auf Eigenkapital basierende Investitionsroutine kein Hemmnis für Investiti-

onen in energetische Sanierungsmaßnahmen dar. Sie deutet jedoch zweitens auf ein typisches 

Investitionsmuster aus Spar- und Investitionsphase hin. Zunächst wird Kapital für die geplante In-

vestitionsmaßnahme angespart. Nachdem ausreichend Kapital zurückgelegt wurde, erfolgt die ei-

gentliche Investitionsmaßnahme bevor eine erneute Sparphase folgt. In Folge dieser Routine wer-

den vorwiegend Einzelmaßnahmen bzw. Teilmodernisierungen anstatt komplexer Vollsanierungen 

umgesetzt (Schätzl et al. 2007 S. 82). Dieses sukzessive Sanieren führt womöglich insgesamt zu 

einem höheren Aufwand und ist sowohl aus wirtschaftlicher wie auch ökologischer Sicht nicht opti-

mal, reduziert jedoch die Komplexität und das Investitionsrisiko für private Kleinvermieter. Zu die-

sem Ergebnis kommt auch eine Untersuchung unter KfW-Fördermittelempfängern zwischen 2006 

und 2009. Private Kleinvermieter sanieren danach häufiger, aber in kleinere Umfängen als alle For-

men institutioneller Anbieter (Henger und Voigtländer 2011). Die Inanspruchnahme von KfW-För-

dermitteln aus dem Programm „Energieeffizient Sanieren“ bestätigt den Befund des sukzessiven 

Sanieren, verdeutlicht jedoch gleichzeitig, dass sich Eigenheimbesitzer/innen und private Kleinver-

mieter/innen hier mutmaßlich nicht stark unterscheiden (Diefenbach et al. 2015). Es birgt zudem 

die Gefahr eines baulichen Lock-in bspw., wenn bei Dachsanierungen nicht die nötigen Über-

stände für spätere Fassadendämmungen mitberücksichtigt werden. 

Wissen über energetische Gebäudesanierung stellt einen wichtigen individuellen Faktor zur Stei-

gerung der energetischen Sanierungsrate dar. Hierdurch sind technologische Optionen nicht nur 

bekannt, sondern können auch gegeneinander verglichen werden. Wissen, häufig aus eigenen Er-

fahrungen erwachsen, senkt zudem die Hemmschwelle umfangreiche Maßnahmen anzustoßen 

und es relativiert die vielfach vorhandenen Vorurteile gegenüber energetischen Sanierungsmaß-

nahmen.  
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Schließlich helfen soziale Netzwerke durch den gegenseitigen Erfahrungsaustausch und das Auf-

zeigen von gelungenen Maßnahmen Hemmnisse abzubauen und zusätzliche Investitionen anzu-

stoßen. Allerdings weist März (2019) darauf hin, dass das Potenzial sozialer Netzwerke bislang 

eher theoretischer Natur ist, da private Kleinvermieter/innen kaum in Interessenverbänden organi-

siert sind und untereinander kaum Kontakt besteht. 

Bei privaten Kleinvermieter/innen spielen zudem auch kontextuale Faktoren eine wichtige Rolle. 

Anders als bei Eigenheimbesitzer/innen ist der Wohnungsmarkt bzw. die Marktlage deutlich rele-

vanter für private Kleinvermieter/innen, da sie darüber entscheiden inwieweit die Investitionskosten 

durch Mieteinnahmen/-erhöhungen refinanziert werden können. Hierbei zeigen verschiedenen Stu-

dien, dass sich ein geringes Mietniveau bzw. hohe Leerstandsquoten negativ auf die energetische 

Sanierungstätigkeit auswirken (Henger und Voigtländer 2011, März 2017).  

„Wir haben weder eine Modernisierungsumlage als auch keine Mieterhöhung gemacht (...) Weil wir 

halt in einem 5 Euro Bereich waren und uns das dann am Ende sicherer und lieber war, als dann 

wieder irgendwelche Wechsel durch Mieterhöhung zu verursachen. Das ist eine Philosophie (...). 

Ich halte das immer für schwierig in einer Standardwohnung einen Standardmietspiegelpreis auf-

grund solcher Modernisierungsarbeiten zu erhöhen, halte ich persönlich für schwierig und gefähr-

lich, weil die Leute, dann aufgrund der Nachfrage eventuell 2, 3 Häuser weiterziehen. Die sehen 

das nicht. Letztendlich zählt für jeden einzelnen der Euro mehr der gezahlt wird“ (IP 15). 

Diese Bild ist jedoch keineswegs einheitlich. So kann bspw. auch argumentiert werden, dass auf 

typischen Angebotsmärkten energetische Sanierungen als Differenzierungsmerkmal dienen, d.h. 

Vermieter durch energetische Maßnahmen einfacher Mieter/innen finden und so Leerstand vermei-

den können (Michelsen 2009). 

Die vom Gesetzgeber geschaffen gesetzlichen Regelungen bzw. finanziellen Anreizmechanis-

men entfalten bislang bei privaten Kleinvermieter/innen keine bis kaum positive Wirkung. Sie se-

hen bislang nicht die Gefahr von Sanktionen sofern gesetzliche Auflagen wie etwa Nachrüstpflich-

ten nicht eingehalten werden. Galvin (2011) weist zudem darauf hin, dass EnEV-Anforderungen 

 

Abb. 3.2: Vorurteile gegenüber energetischen Sanierungsmaßnahmen  

Quelle: Eigene Darstellung (März 2019) 
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sogar hinderlich sein können, wenn dadurch die Sanierungskosten unverhältnismäßig steigen, 

etwa weil Sparrentiefen bei Dachdämmungen unzureichend sind. Weiterhin tragen die finanziellen 

Anreize durch KfW, Bafa-Förderprogramme etc. oder auch steuerlichen Abschreibungen bislang 

kaum zu gesteigerten Sanierungstätigkeiten bei, wohl auch weil nur zinsvergünstigte Darlehen und 

keine Zuschüsse für Vermieter/innen gewährt werden. Gerade die KfW-Förderprogramme werden 

als zu kompliziert und bürokratisch erachtet (März 2017). Zudem finanzieren neun von zehn priva-

ten Kleinvermieter/innen ihre Investitionen aus Rücklagen, so dass die von der KfW angebotenen 

Darlehensvarianten sich nicht an dem Bedarf der Zielgruppe orientieren.  

„Das ist mir einfach zu viel Aufwand. Erstens sagte sie uns, das alleine würde wahrscheinlich nicht 

reichen, aber in Kombination mit einer anderen Maßnahme, könnte man machen. Dann gibt es 

aber wieder nur diesen Tilgungszuschuss. Ich habe jetzt für 4.500 Euro irgendwelche Türen be-

stellt. Da werde ich doch nicht anfangen KfW-Mittel zu beantragen. Da sitze ich ja Stunden bis das 

alles / Und dann macht man einen Fehler und dann / Nein, haben wir einfach bezahlt.“ (IP4). 

 

Ebenso werden die Potenziale der Modernisierungsumlage nach § 559 BGB von privaten Kleinver-

mieter/innen deutlich selten und weniger umfänglich in Anspruch genommen als von professionel-

len Vermieter/innen (Henger und Voigtländer 2011). 

Schließlich herrscht bei privaten Kleinvermieter/innen die Einschätzung vor, dass sich Mieter/innen 

eher eine Einbauküche, einen neuen Laminatboden, einen Balkon etc. als eine möglichst energie-

effiziente Wohnung wünschen. 

„Und dann kommt natürlich noch hinzu, dass das Klientel was hier an Mietern unterwegs ist, denen 

ist das SCHEIßEGAL.“ (IP 1). 

Diese subjektive Einschätzung wird durch objektive Daten von Kholodilin et al. (2016) bestätigt. Die 

Autoren vergleichen die Zahlungsbereitschaft von Mieter/innen und Immobilienkäufer/innen auf 

 

Abb. 3.3: Bewertung von Förderprogrammen für energetische Sanierungen  

Quelle: Eigene Darstellung (März 2019) 
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dem Berliner Wohnungsmarkt in Abhängigkeit von verschiedenen Wohnungs- und Gebäudemerk-

malen. Die Autoren zeigen, dass Energieeffizienz einen signifikanten Einfluss auf die Immobilien- 

und Mietpreise hat, der Effekt jedoch gering ist. Mietpreise steigen um 0,02 % und Immobilien-

preise um 0,05 % je eingesparter Kilowattstunde/m2 Heizenergie. Zum Vergleich: die Miet- bzw. 

Immobilienpreise erhöhen sich um 6,8 % bzw. 6,1 %, sofern die Wohnungen über eine Einbaukü-

che verfügen.  

3.2.3 Professionelle Vermieter/innen 

Die Betrachtung der individuellen Faktoren gestaltet sich bei professionell Vermietenden, d.h. Un-

ternehmen, naturgemäß anders als bei Eigenheimbesitzer/innen und privaten Kleinvermieter/innen. 

Hinsichtlich des Faktors Einstellung und seiner Komponenten, wie in Abb. 3.1 dargestellt, kann 

davon ausgegangen werden, dass die ökonomischen Motive und Hemmnisse ein deutlich größe-

res Gewicht als bei privaten Eigentümer/innen haben.  

Während für Unternehmen im Gegensatz zu Einzelpersonen keine Zuordnung zu sozialen Milieus 

existiert, können bei Wohnungsunternehmen verschiedene Unternehmenstypen unterschieden 

werden. Der Zensus 2011 unterscheidet zwischen Wohnungsbaugenossenschaften, kommunalen 

und privatwirtschaftlichen Unternehmen, die Statistik des Bundesverbandes deutscher Wohnungs- 

und Immobilienunternehmen GdW zwischen Wohnungsbaugenossenschaften, Kapitalgesellschaf-

ten und Unternehmen anderer Rechtsform (Schrader und Vogler 2016). Eine Hypothese, welche 

ein Analogon zur Wertorientierung bei Einzeleigentümer/innen darstellt, ist, dass diese in Abhän-

gigkeit von Unternehmensform und Eigentümerstruktur unterschiedliche Wertorientierungen ha-

ben und diese sich auch im Modernisierungsverhalten niederschlagen. Die Orientierung an der 

Renditeerwartung der Aktionäre könnten bei Aktiengesellschaften beispielsweise zu anderen Mo-

dernisierungsentscheidungen führen als bei Wohnungsgenossenschaften, die über die meist gege-

bene Einheit von Genossenschaftler und Wohnungsnutzer/innen das Ziel einer Förderung der Mit-

glieder durch andere Bewirtschaftungsstrategien und Modernisierungsentscheidungen erfüllt sehen 

können. Bei kommunalen Wohnungsunternehmen kann eine von der Eigentümerin ggf. eingefor-

derte Verantwortung für die Aufgabe der öffentlichen Daseinsvorsorge den Entscheidungsprozess 

ebenfalls beeinflussen. Im Rahmen des Projekts wurde eine Online-Befragung unter Wohnungsun-

ternehmen sowie zur Vertiefung vier leitfadengestützte Interviews mit Vertreter/innen von Woh-

nungsunternehmen durchgeführt. In den Interviews bestätigten die Interviewten, dass die Werte 

und Ziele der Eigentümer/innen durchaus Relevanz im Entscheidungsprozess zu energetischen 

Modernisierung haben, auch wenn dieser Einfluss erst nach einer gegebenen wirtschaftlichen 

Tragfähigkeit der Maßnahme wirksam wird. 

An der Online-Befragung haben sich insgesamt 95 Wohnungsunternehmen beteiligt, die alle zu 

den im GdW organisierten Wohnungsunternehmen zählen. Rund zwei Drittel (66 %) der antworten-

den Wohnungsunternehmen ordneten sich als Wohnungsgenossenschaft ein, 25 % als kommu-

nale Wohnungsunternehmen und 6 % als privatwirtschaftliche Wohnungsunternehmen. Für die Be-

fragung wurden die Kategorien der Gebäude- und Wohnungszählung des Zensus 2011 übernom-

men. Diese weicht von der Gliederung in der Statistik des GdW ab. Dennoch kann aus dem Anteil 

der Wohnungsgenossenschaften in der Statistik des GdW (64 %) geschlossen werden, dass zu-

mindest hinsichtlich der Unternehmensform in der Stichprobe keine gravierenden Abweichungen 

von der Verteilung der Unternehmensform im GdW zu beobachten sind. Bei den nachfolgenden 

Faktoren im Entscheidungsprozess wird auf einzelne Ergebnisse dieser Befragung Bezug genom-

men.  
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Die Lebensphase bei Einzelpersonen hat keine Entsprechung bei Wohnungsunternehmen. Auch 

die wirtschaftliche Situation des Wohnungsunternehmens dürfte nur in seltenen Ausnahmefällen 

eine Relevanz im Entscheidungsprozess zu energetischen Modernisierungen haben, da Bereit-

schaft und Fähigkeit zur Aufnahme von Fremdkapital bei den meisten professionell Vermietenden 

vorausgesetzt werden kann. 

Durch die regelmäßige und berufliche Auseinandersetzung mit Fragen der Modernisierung kann für 

Entscheider professionell Vermietender in den meisten Fällen gegebenes Vorwissen unterstellt 

werden, was nicht bedeutet, dass Bewertungen energetischer Modernisierungsmaßnahmen nicht 

in Abhängigkeit von Annahmen, Erfahrungen und genutzten Quellen auch zwischen Wohnungsun-

ternehmen deutlich unterschiedlich sein können. 

Für professionell Vermietende soll das soziale Netzwerk hier als aus anderen Anbietern am Woh-

nungsmarkt, in dem das Unternehmen aktiv ist, bestehend verstanden werden. Auf Basis der 

durchgeführten Interviews und Online-Befragung lässt sich vermuten, dass die Relevanz des Agie-

rens anderer Anbieter am Wohnungsmarkt für professionell Vermietende sehr gering ist. In der On-

line-Befragung wurden die Wohnungsunternehmen gefragt, wie eine energetische Modernisierung 

mehrerer Gebäude in der Nachbarschaft die Wahrscheinlichkeit einer Modernisierung des eigenen 

Bestandes zum Effizienzhaus verändert. Knapp 97 %(n = 88) antworten, dass dies die Modernisie-

rungswahrscheinlichkeit unverändert lässt.  

Unter Wohnungsunternehmen bestehen unterschiedliche Bewirtschaftungsroutinen und -strate-

gien (dazu z.B. Veser et al. 2007). Wenn die Bewirtschaftungsstrategie beispielsweise in einer Auf-

wertung und anschließender Veräußerung von Beständen besteht, wird dies – in Abhängigkeit von 

der Zahlungsbereitschaft potenzieller Käufer für höhere energetische Standards –Rückwirkungen 

auf den Entscheidungsprozess hinsichtlich energetischer Modernisierungsmaßnahmen haben. Für 

die Wohnungsunternehmen, die sich an der Online-Befragung beteiligt haben, kann aber festge-

stellt werden, dass diese überwiegend langfristige Bewirtschaftungsstrategien verfolgen. Jeweils 

rund 90 % (n = 94) der Antwortenden bezeichnen den langfristigen Erhalt des Gebäudewertes 

bzw. der Bausubstanz als äußerst oder sehr wichtiges Motiv für eine Modernisierung. 

Hinsichtlich der kontextualen Faktoren ist davon auszugehen, dass die Betrachtung der Marktlage 

im Entscheidungsprozess für energetische Modernisierungsmaßnahem für professionell Vermie-

tende bedeutungsvoll ist. Gleichzeitig gibt die bestehende Literatur kein eindeutiges und abschlie-

ßendes Bild dahingehend, ob und wann welche Marktlage positiv auf die Modernisierungsbereit-

schaft wirkt. In entspannten Mietmärkten kann die Durchsetzung einer für die Amortisation der Mo-

dernisierungskosten notwendigen Mieterhöhung schwierig sein, was sich negativ auf die Moderni-

sierungsbereitschaft auswirken würde. Andererseits stellt ein hoher energetischer Standard ein Dif-

ferenzierungsmerkmal zu anderen am Markt angebotenen Wohnungen dar, welches hilft die ver-

bleibende Nachfrage anzuziehen. Adan und Fuerst (2015) stellen für das Vereinigte Königreich 

beispielsweise fest, dass in Regionen mit hohem Leerstand (d.h. entspannten Märkten) häufiger 

modernisiert wird. In angespannten Mietmärkten sind die Anreize für energetische Modernisierung 

nicht zuletzt deshalb geringer, weil Wohnungen mit hoher Wahrscheinlichkeit unabhängig vom 

energetischen Standard einen Mieter finden (Adan und Fuerst 2015). 

Die gesetzlichen Regelungen und finanziellen Anreize beeinflussen den Entscheidungsprozess 

professionell Vermietender erheblich. Dabei sind insbesondere die EnEV als technische Vorgabe, 

die mietrechtlichen Vorschriften zu Mieterhöhungen nach Modernisierungsmaßnahmen und finan-

zielle Anreize über Förderprogramme relevante Faktoren. Hinsichtlich der Fragen zur Bewertung 
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der gegenwärtigen Wohnungspolitik fällt in der Online-Befragung eine überwiegend kritische Be-

wertung durch die antwortenden Wohnungsunternehmen auf. Insbesondere die Vorschriften der 

Energieeinsparverordnung EnEV werden negativ betrachtet. Von den Antwortenden bezeichnen 

93 % (n = 94) diese als eher oder sehr negativ. Zu einem späteren Zeitpunkt in der Befragung wur-

den die Wohnungsunternehmen gebeten, für einen zufällig ausgewählten Bestand die Wahrschein-

lichkeit einzuschätzen, dass sie in den nächsten zehn Jahren in eine Modernisierung zum Effizi-

enzhaus investieren. Knapp 20 % (n = 92) geben hier eine Wahrscheinlichkeit von größer 50 % an. 

Danach gefragt, ob eine Lockerung der EnEV die Wahrscheinlichkeit einer Modernisierung in den 

nächsten 10 Jahren erhöhen würde, bejahen dies 49 % der befragten Wohnungsunternehmen (n = 

89). Zum Vergleich: Eine staatliche Bezuschussung durch Zahlung von 50 %der Modernisierungs-

kosten würde bei 75 % (n = 88) der befragten Wohnungsunternehmen zu einer Erhöhung der Mo-

dernisierungswahrscheinlichkeit führen. Die bestehenden Anreize für Wohnungsmodernisierungen 

insgesamt betrachten 57 % (n = 94) der befragten Wohnungsunternehmen als eher oder sehr ne-

gativ. 

Die gesellschaftliche Bewertung der energetischen Modernisierung erfahren professionell Ver-

mietende insbesondere indirekt über die Bewertung ihrer (potenziellen) Mieter/innen. Eine Heraus-

forderung, der sich Wohnungsunternehmen gegenübersehen, die in eine energetische Modernisie-

rung investieren, ist nach Ergebnissen der Online-Befragung scheinbar, dass nach ihrer Wahrneh-

mung der energetische Standard in der Wohnungswahl potenzieller Mieter/innen kaum eine Rolle 

spielt. 89 % (n = 94) der Wohnungsunternehmen schätzen den Energieausweis für die Wohnungs-

wahl potenzielle Mieter als nicht sehr oder überhaupt nicht wichtig ein. Hingegen ist die Wohnungs-

ausstattung (z.B. Bad und Bodenbeläge) aus Sicht der Wohnungsunternehmen für 67 % (n = 94) 

äußerst oder sehr wichtig. Dass diese Einschätzung empirisch bestätigt werden kann, wurde be-

reits im Kapitel 3.2.2 dargestellt. 
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4 Politische Handlungsempfehlungen 

Nachfolgend werden auf Basis der dargestellten Ergebnisse zu den Einsparpotenzialen und den 

Entscheidungskontexten unterschiedlicher Eigentümer/innengruppen Empfehlungen zur Erweite-

rung und Anpassung des politischen Instrumentariums gegeben. Die Empfehlungen resultieren 

hierbei aus einer Auswertung der Sicht der Eigentümer/innen. Damit unterscheidet sich die Heran-

gehensweise von einer Vielzahl an Studien, die das Instrumentarium eher aus der Sicht der politi-

schen Akteure und Ebenen betrachtet und insbesondere die bundesweit zur Verfügung stehenden 

Instrumente im Bereich des Ordnungsrechts, Förderinstrumente und Beratungsangebote in den 

Blick nimmt (z.B. AEE 2016; Pehnt und Nast 2016; NABU 2011). Dabei werden häufig die „wei-

chen Instrumente“ nur am Rande betrachtet. Dagegen werden von kommunaler Seite eher die As-

pekte direkte Ansprache, Motivation und Kommunikation in den Vordergrund gestellt, da diese An-

gebote eher vor Ort wirken können. Allerdings existieren entsprechende Angebote in vielen Kom-

munen und Regionen bisher nicht. Für die Überlegungen zur Optimierung des Instrumentariums 

werden zwei Herangehensweisen gewählt: zum einen werden die bestehenden Gelegenheitsfens-

ter betrachtet und es wird überlegt, wie diese besser adressiert werden können. Zum anderen wer-

den die speziellen Hemmnisse in den Blick genommen. Der Schwerpunkt bei den Empfehlungen 

liegt auf den privaten Eigentümer/innen, die den größten Teil des Wohnungsbestands besitzen. 

Eine zentrale Empfehlung für alle politischen Akteure besteht deshalb darin, diese für den Klima-

schutz besonders wichtige Zielgruppe mehr in den Blick zu nehmen. 

4.1 Gelegenheitsfenster Eigentumsübertragung 

Ein Gelegenheitsfenster für die energetische Sanierung von Gebäuden ist die Eigentumsübertra-

gung. Dies gilt insbesondere für selbstgenutzte Ein- und Zweifamilienhäuser aber, auch weil heute 

die Mehrheit der selbstgenutzten Eigenheime besitzenden älteren Eigentümer/innen in der Regel 

keine umfassenderen Sanierungen mehr an ihrem Haus machen. In Deutschland gab es 2016 um 

die 15,6 Mio. Ein- und Zweifamilienhäuer, von denen rund 264.000 verkauft wurden4. Dies ent-

spricht einem Anteil von 1,7 % dieser Gebäudegruppe. Im Rahmen eines Eigentümerwechsels fin-

den häufig sowieso Umbau-, Instandhaltungs- oder Modernisierungsmaßnahmen statt. Diese las-

sen sich gut mit energetischen Sanierungen kombinieren. Durch die Kombination der Maßnahmen 

sind energetische Sanierungen bei einem Eigentümerwechsel besonders wirtschaftlich. Auch da 

beim Einzug in ein Haus in der Regel eine lange Nutzungsperspektive seitens der Neueigentü-

mer/innen besteht, so dass auch Maßnahmen mit längeren Amortisationszeiten wirtschaftlich sind. 

Ergebnisse einer Befragung zeigen, dass etwa drei Viertel der Käufer/innen von Wohneigentum 

anschließend das erworbene Gebäude sanieren.5 Viele Neueigentümer/innen setzen dabei jedoch 

keine oder nur wenig umfassende energetische Sanierungen um. Daher liegt hier ein großes nicht 

ausgeschöpftes Potenzial von wirtschaftlich umsetzbaren energetischen Sanierungsmaßnahmen 

vor. 

                                                                                                                                                                  

4  Gutachterausschüsse der Bundesrepublik Deutschland (2017): Immobilienmarktbericht Deutschland 2017. (Bei der 

genannten Zahl an Transaktionen handelt es sich nach dem Bericht ganz überwiegend um gebrauchte Wohnimmobi-

lien, da bei Neubauten in der Regel die Bauplätze erworben werden.) 

5  LBS (2009): Neuer Besitzer – besseres Haus. Presseinformation vom 20.07.2009. URL: http://www.pressepor-

tal.de/pm/35604/1443035/neuer-besitzer-besseres-haus-mit-grafik-gebrauchterwerber-sorgen-fuer-modernisierungs-

schub (abgerufen am 3.11.2011). 
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Die Energieeinsparverordnung (EnEV) enthält für selbstgenutzte Ein- und Zweifamilienhäuser be-

reits Verpflichtungen, die nach einem Eigentümerwechsel greifen. Dies sind insgesamt kosten-

günstige, aber in der Summe für den Ein- und Zweifamilienhausbestand wenig potenzialträchtige 

Maßnahmen6. Unklar ist auch, inwiefern diese Maßnahmen wirklich umgesetzt werden, da anzu-

nehmen ist, dass sie vielen Eigentümer/innen nicht bekannt sind – und zudem keine Vollzugskon-

trollen erfolgen. Möglicherweise können die aktuell geltenden Regelungen sogar verhindern, dass 

umfangreichere oder im Einzelfall besser geeignete Sanierungen durchgeführt werden, da bereits 

das „Notwendige“ gemacht wird. Hemmnisse beispielsweise in Form von Zeit- oder Geldmangel 

und Informationsdefizite seitens der Gebäudeeigentümer/innen tragen zu den verhältnismäßig ge-

ringen energetischen Sanierungsraten (auch bei Eigentumsübertragungen) bei.  

Es gibt verschiedene Möglichkeiten, die Eigentumsübertragung als Gelegenheitsfenster gezielt zu 

adressieren. Dabei kann es sich um spezielle Beratungs- und Informationsangebote, (weitere) Sa-

nierungsverpflichtungen sowie finanziellen Unterstützungen handeln. Nachfolgend werden ver-

schiedene dieser Ansätze – auch in Kombination – dargestellt. 

Beratungs- und Informationsangebote können dazu dienen, die neuen Eigentümer/innen für den 

energetischen Zustand ihres Gebäudes und ggf. bestehenden Handlungsbedarf zu sensibilisieren 

und für das Gebäude passende Sanierungsmaßnahmen, deren Einsparpotenziale und Wirtschaft-

lichkeit darstellen. Im Rahmen des NKI-Projekts „EiMap“7 wurde ein Kommunikationsinstrument 

entwickelt, mit dem Neueigentümer/innen von Eigenheimen direkt angesprochen wurden. Das In-

strument wurde in drei Regionen erprobt. Dabei wurde versucht, Hauskäufer/innen bereits im Rah-

men des Kaufprozesses anzusprechen und somit frühzeitig das Thema energetische Sanierung 

bewusst zu machen. Die Evaluation zeigt, dass das auf einer Informationsmappe in Kombination 

mit Beratungsangeboten basierende Angebot dazu führt, dass die Nutzer/innen mehr und hoch-

wertigere energetische Maßnahmen an ihren Gebäuden umsetzen. Die Treibhausgasvermeidung 

wurde dabei auf rund 1 t CO2eq/a pro ausgegebener Informationsmappe abgeschätzt. Würde das 

Angebot flächendeckend angeboten, so könnten mehr Hauskäufer/innen erreicht werden.  

Da die Eigentumsübertragung ein guter Zeitpunkt ist, Sanierungsmaßnahmen am Gebäude umzu-

setzen oder zumindest zu planen ist das Instrument des gebäudeindividuellen Sanierungsfahr-

plans für diese Zielgruppe besonders geeignet. Dieses könnte für die Neueigentümer/innen auch 

als verpflichtendes Instrument eingeführt werden. Dadurch würden die Eigentümer/innen auf die 

Schwachstellen ihres Gebäudes hingewiesen und könnten frühzeitig Sanierungsmaßnahmen in 

Angriff nehmen oder planen. In Baden-Württemberg wird der Sanierungsfahrplan bereits im Rah-

men des EWärmeG als Erstmaßnahme angeboten. 

Eine Alternative oder auch Ergänzung zu einer (verpflichtenden) Beratung sind verpflichtende Sa-

nierungsmaßnahmen bzw. Anforderungen an den energetischen Zustand nach dem Hauskauf. 

Entsprechende Anforderungen würden nicht nur dazu dienen, den Umfang der Sanierungen bei 

Eigentumsübertragung zu erhöhen, sondern könnte auch dazu führen, dass am Immobilienmarkt 

Altbauten mit geringem Energiebedarf eine stärkere Honorierung erfahren würden (bzw. solche mit 

hohem Energiebedarf an Wert verlören). Damit würden energetische Sanierungsmaßnahmen auch 

                                                                                                                                                                  

6  Im Fall der obersten Geschossdecke insbesondere, da die Regelung angesichts überwiegend ausgebauter Dachge-

schosse wohl selten greift. 

7  siehe: https://www.klimaschutz.de/projekt/eimap 
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für die derzeitigen Besitzer/innen attraktiver. Anforderungen an das Energiebedarfsniveau sind 

hierbei besser geeignet als Anforderungen an einzelne Bauteile und Maßnahmen. Das Gebot der 

Wirtschaftlichkeit nach EnEG könnte dabei eingehalten werden, wenn im Einzelfall nachgewiesen 

wird, dass das geforderte Niveau nicht wirtschaftlich eingehalten werden kann. Sinnvoll könnte bei 

den Anforderungen ein stufenweise zunehmendes Niveau sein, das beispielsweise alle 5 Jahre 

steigt. Dann entsteht der Handlungsbedarf zuerst in den Gebäuden mit hohem Energiebedarf, in 

denen Sanierungen am wirtschaftlichsten sind. 

Die Grunderwerbsteuer beim Kauf von Immobilien ist in Deutschland teilweise ein erheblicher 

Kostenfaktor und beträgt rund 3,5 bis 6,5 %. Wurde der Wert eines Gebäudes im Vorfeld des Ver-

kaufs durch energetische Sanierungen gesteigert so führt das zu höheren Grunderwerbsteuern. 

Eine Reduktion der Steuer bei bereits energetisch sanierten Gebäuden oder im Falle einer energe-

tischen Modernisierung innerhalb beispielsweise des ersten Jahrs nach Hauskauf könnte eine fi-

nanzielle Anreizwirkung für energetische Sanierungen sowohl für Verkäufer/innen als auch für 

Neueigentümer/innen haben. 

4.2 Unterstützungsangebote vor Ort 

Für private Eigentümer/innen stellen Überforderung, fehlende Zeit und mangelndes Wissen wich-

tige Hemmnisse dar (siehe Kapitel 3.2.1). Privatpersonen können deshalb zu einer energetischen 

Sanierung motiviert werden, wenn sie im Rahmen dieses Prozesses eine gute Unterstützung be-

kommen. Dabei spielt Vertrauen eine wichtige Rolle, sodass objektive Informationen und Vorbilder 

besonders wichtig sind (Renz / Hacke 2016). Selbstnutzende wie auch Privatvermietende führen 

aufgrund ihres Investitionsverhaltens eher Einzelmaßnahmen als umfassende energetische Sanie-

rungen des Gesamtgebäudes durch. Ohne das notwendige Wissen können diese sich zu einem 

Hemmnis zukünftiger Maßnahmen herausstellen. „Klassiker“ in diesem Sinne ist die Erneuerung 

und Dämmung des Daches, ohne den Dachüberstand zu vergrößern, der nötig wäre, um einen 

(späteren) unproblematischen Anschluss einer Außenwanddämmung zu ermöglichen. Oder der 

Austausch von Fenstern mit zu geringem Überstand zum Anschluss einer späteren Dämmung der 

Wand. Vor diesem Hintergrund ist eine langfristige und vorausschauende Planung notwendig, um 

solche Anschlussprobleme zu vermeiden. 

An diesem Punkt können regionale Akteure wie Sanierungsnetzwerke oder Bauzentren ansetzen, 

die den Eigentümer/innen Beratung und zuverlässige Ansprechpartner/innen bieten. Beispiele für 

solche Maßnahmen sind der Klimaschutzfonds proKlima in der Region Hannover, die Beratung 

und Fördermittel aus einer Hand anbieten, das Bauzentrum mit Beratungsangeboten in München, 

der Bauraum als Teil eines Modernisierungsnetzwerks sowie regionale Sanierungsnetzwerke in 

Bremen, oder aufsuchende Beratung in einzelnen Quartieren (z.B. Energiekarawane im Rhein-

Neckar-Gebiet). Aufsuchende Beratungen können selbstnutzende Eigentümerinnen und Eigentü-

mer sensibilisieren, denn diese unterschätzen häufig die Potenziale zur Reduktion ihres Energie-

verbrauchs.  

Um die vorhandenen Angebote vor Ort sichtbar zu machen und zu bündeln ist der Aufbau regio-

naler Träger beispielsweise in Form von Energie- und Klimaschutzagenturen wichtig. Denn erst 

verlässliche und neutrale Ansprechpartner führen dazu, dass die Angebote bekannt und genutzt 

werden. Entsprechende regionale Akteure gehen aktiv auf die Eigentümer/innen zu und sprechen 

diese mit unterschiedlichen Angeboten je nach Bedürfnis an. Damit verbessert sich nicht nur das 

Angebot vor Ort, sondern durch regionale Kümmerer wird das Thema aktiv zu den unterschiedli-
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chen Zielgruppen gebracht. In vielen Regionen gibt es bisher jedoch keine solchen lokalen An-

sprechpartner. Im Projekt Gebäude-Energiewende wurde festgestellt, dass entsprechende Ange-

bote häufig an einer fehlenden Finanzierung scheitern, denn Klimaschutz wird lokal häufig nicht als 

Kernaufgabe angesehen (Weiß et al. 2017). Für einen flächendeckenderen Ausbau von neutralen, 

kompetenten Ansprechpartnern und „Kümmerern“ kann deshalb eine Finanzierung solcher Instituti-

onen durch Bund (oder Länder) notwendig sein. 

Positive Erfahrungen mit umfassenden Angeboten zur Unterstützung von Eigentümer/innen bei der 

Planung und Umsetzung von Sanierungsmaßnahmen durch kommunale Akteure gibt es in den 

USA. So bietet die Stadt New York Eigentümer/innen größerer Wohngebäude im Rahmen des 

„NYC Retrofit Accelerator“ eine umfassende Begleitung durch den gesamten Sanierungsprozess - 

inklusive der Unterstützung bei der Auswahl von Umsetzungsbetrieben an. In Arlington werden 

auch Eigentümer/innen kleinerer Wohngebäude im Rahmen des Programms „Green Home 

Choice“ bei der Sanierung ihres Hauses umfassend unterstützt. Das Boston Home Center begleitet 

ältere Eigentümer/innen, die ihre Eigenheime sanieren wollen. 

4.3 Angepasste Förder- und Finanzierungsbedingungen 

Der dritte Ansatzpunkt, den wir hier zur Diskussion stellen möchten, ist eine Verbesserung der För-

der- und Finanzierungsbedingungen insbesondere für private Eigentümer/innen. Dabei geht es da-

rum,  

1. die Förderbedingungen auf die Entscheidungskalküle von selbstnutzenden und privat vermie-

tenden Eigentümerinnen und Eigentümern anzupassen und 

2. die Refinanzierung von energetischen Maßnahmen zu verbessern. 

Neben den nachfolgend ausgeführten Ansatzpunkten könnten auch die seit vielen Jahren diskutier-

ten, aber noch immer nicht eingeführten Steuererleichterungen, oder das ebenfalls intensiv disku-

tierte Instrument der CO2-Abgabe wichtige Beiträge zur Refinanzierung von energetischen Sanie-

rungen leisten. 

Angepasste Förderbedingungen 

Die bestehenden Förderbedingungen passen nur bedingt zu den Entscheidungskalkülen der ver-

schiedenen Zielgruppen. Vor diesem Hintergrund wäre zu diskutieren, ob zum einen Zuschüsse zu 

Sanierungsmaßnahmen auch für Privatvermietende (bspw. für kleinere Mehrfamilienhäuser bis 

zwölf Wohneinheiten) möglich sein können und zum anderen eine rückwirkende Förderung bei 

kurzfristigen Maßnahmen wie Reparatur zu ermöglichen ist.  

Bei privaten Eigentümer/innen zeigt sich, dass die Bereitschaft, Kredite für energetische Sanierung 

in Anspruch zu nehmen, eher gering ist. Wie Umfragen unter Privatvermietenden zeigen investie-

ren viele – ähnlich wie selbstnutzende Eigenheimbesitzer – das, was sie angespart haben und 

möchten keinen (evtl. weiteren) Kredit für Sanierungsmaßnahmen aufnehmen. Im bestehenden 

Förderspektrum der KfW aber werden für Privatvermietende keine Zuschüsse angeboten, sondern 

nur die Kreditvariante. Die Möglichkeit, Zuschüsse zu beantragen, könnte damit private Vermie-

ter/innen dazu motivieren, Sanierungsmaßnahmen energetisch anspruchsvoller durchzuführen als 

ohne finanzielle Unterstützung. 

Wenn Defekte oder Mängel auftreten, muss oft kurzfristig gehandelt werden, wie z.B. im Fall eines 

kaputten Fensters, eines undichten Daches oder einer kaputten Heizung. Die daraus resultierende 
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Zeitnot kann dazu führen, dass es die Entscheider nicht schaffen, sich zu diesem Zeitpunkt intensi-

ver mit dem Thema energetische Sanierung auseinander zu setzen, so dass bereits im Vorfeld er-

stellte Sanierungsfahrpläne sinnvoll sind. Dennoch können auch bei einem akuten Sanierungsan-

lass energetisch anspruchsvolle Maßnahmen umgesetzt werden. Dies wird jedoch erschwert, 

wenn zu diesem Zeitpunkt auch noch zusätzlich Informationen über mögliche Fördermittel einge-

holt werden müssen und der Antrag vor Vorhabenbeginn zu stellen ist. Die kann auch die dringen-

den Reparaturen hinauszögern, was nicht immer möglich ist. Deshalb könnte eine angepasste, 

rückwirkende Förderung zu energetisch anspruchsvolleren Reparatur- und Instandhaltungsmaß-

nahmen führen. Nachweise über die energetische Qualität der durchgeführten Maßnahmen kön-

nen als Beleg für die Förderfähigkeit erbracht werden. Allerdings besteht die Gefahr der Mitnahme-

effekte, also der Inanspruchnahme von Förderung für Maßnahmen, die ohnehin durchgeführt wor-

den wären. Diesen kann jedoch durch eine verbesserte Begleitung des Sanierungsprozesses und 

eine Einbettung der Maßnahmen in Sanierungsfahrplänen begegnet werden. 

Angepasste Finanzierungsbedingungen 

Um Vermietenden eine schnelle Refinanzierung der Investitionen zu ermöglichen, hat der Gesetz-

geber im BGB § 559 die Umlage von 11 % der Kosten auf die Miete geregelt. In Städten mit hoher 

Nachfrage nach Wohnungen können dadurch auch in der Praxis die Kosten auf die Mieten umge-

legt werden, was bei ohnehin angespannten Wohnungsmärkten zu einem weiteren Anstieg der 

Mieten führen kann. Auf der anderen Seite zeigt sich gerade in Städten mit sinkenden oder stag-

nierenden Einwohnerzahlen, hohem Leerstand und / oder relativ geringem Mietniveau, dass die 

Möglichkeit der Mieterhöhung nicht genutzt wird oder deutlich geringer ausfällt. Die Gefahr, die sa-

nierten Wohnungen aufgrund des großen Angebots günstigerer, wenn auch unsanierter Wohnun-

gen, nicht neu vermieten zu können, wird hier höher bewertet als die Möglichkeit der schnelleren 

Refinanzierung. Letztlich kann dieses Kalkül dazu führen, dass nur notwendige Reparaturen und 

Instandhaltungen, aber keine energetischen Maßnahmen durchgeführt werden. 

Insgesamt ist damit die Modernisierungsumlage nur eingeschränkt geeignet, eine (sozialverträgli-

che) energetische Sanierung von Wohngebäuden zu fördern. Gill et al. haben deshalb in Vorgän-

gerprojekten im Rahmen des Förderschwerpunkts Vorschläge zur Gestaltung einer einsparbeding-

ten statt kostenbedingten Umlage auf die Miete erarbeitet. In diesem Zusammenhang verweisen 

wir auf die Publikation „Wege aus dem Vermieter-Mieter-Dilemma bei der energetischen Moderni-

sierung: Einsparabhängige statt kostenabhängige Refinanzierung“ (Gill, Kossmann, Wangenheim 

2016). 
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5 Fazit 

Die Auswertungen zum Gebäudebestand zeigen, dass privaten Eigentümer/innen den Großteil der 

Wohnungen in Deutschland besitzen. Dabei handelt es sich sowohl um selbstnutzende Eigentü-

mer/innen als auch um private Vermieter/innen. Eine deutliche Reduktion des Energieverbrauchs 

sowie der CO2-Emissionen im Gebäudebestand sind somit nur erzielbar, wenn es gelingt, diese 

beiden wichtigen Zielgruppen zu erreichen. Während die Zielgruppe der privaten Eigentümer/innen 

sich eher gleichmäßig über unterschiedliche Siedlungsgebiete verteilt konzentrieren sich die 

Selbstnutzer/innen in den ländlichen Gebieten. Um einen großen Teil der privaten Eigentümer/in-

nen  zu erreichen, bedarf es einer Ansprache auch gerade in den weniger dicht besiedelten Gebie-

ten des Landes. 

Eine differenzierte Betrachtung der Eigentümergruppen zeigt, dass sich sowohl die Sanierungsan-

lässe für eine energetische Sanierung als auch die förderlichen und hemmenden Faktoren zwi-

schen den Gruppen unterscheiden. Während bei den privaten Eigentümer/innen Sanierungen in 

der Regel durch akute Defekte oder (vor allem bei den Selbstnutzenden) persönliche Anlässen ini-

tiiert werden, gibt es bei den professionellen Vermieter/innen häufig Instandhaltungs- und Instand-

setzungsplanungen. Hinsichtlich der Sanierungsfaktoren dominieren bei den Vermieter/innen ins-

gesamt finanzielle Aspekte, es stellt sich die Frage nach der Refinanzierung der Investitionen 

durch die Mieteinnahmen. Bei den privaten Eigentümer/innen sind auch nicht-ökonomische Fakto-

ren wichtige Motive und Hemmnisse und den Einstellungen und dem Wissen zu energetischen Sa-

nierungen kommt eine wichtige Rolle zu. Bei privaten Vermieter/innen zeigt sich, dass neben eige-

nen Eigenschaften sowohl Gemeinsamkeiten mit den selbstnutzenden Eigentümer/innen als auch 

mit den professionell Vermietenden bestehen. 

Die Berücksichtigung der spezifischen Hemmnisse und Sanierungsanlässe ist wichtig für eine ad-

ressatengerechte Ansprache der unterschiedlichen Zielgruppen. Gerade die privaten Eigentü-

mer/innen haben einen hohen Bedarf nach Unterstützung bei der konkreten Planung, Finanzierung 

und Umsetzung der Sanierungsmaßnahmen. Um diesem Bedarf gerecht zu werden, sind sowohl 

Angebote zur Unterstützung auf der lokalen Ebene als auch gute Finanzierungsbedingungen wich-

tig. Gleichzeitig ist es wichtig, dass die Sanierungsanlässe der Eigentümer/innen sinnvoll genutzt 

werden. Hier gibt es insbesondere bei der Eigentumsübertragung noch ungenutzte Potenziale. Das 

Diskussionspapier zeigt Ansatzpunkte auf, wie insbesondere die wichtige Gruppe der Eigentü-

mer/innen durch konkrete Angebote vor allem auch vor Ort sowie Verbesserungen bei den Förder-

bedingungen besser erreicht werden könnte. 

Neben diesen Vorschlägen können auch die derzeit viel diskutierte Einführung einer CO2-Steuer 

oder steuerliche Erleichterungen dazu führen, dass energetische Sanierungen für Eigentümer/in-

nen attraktiver werden. Wichtig ist auf jeden Fall, dass auf allen Ebenen mehr Aktivitäten notwen-

dig sind, um die energetischen Sanierungsraten und auch das Sanierungsniveau zu erhöhen und 

damit die nationalen und internationalen Klimaschutzziele einzuhalten. In den letzten Jahren hat 

sich hier zu wenig getan, so dass der Energieverbrauch zur Raumwärmebereitstellung in Deutsch-

land nicht mehr nur stagniert, sondern zuletzt sogar wieder anstieg8. 

                                                                                                                                                                  

8  Berechnungen der AG Energiebilanzen zeigen, dass die Energieverbräuche für Raumwärme 2015 und 2016 gegen-

über 2014 anstiegen (https://www.umweltbundesamt.de/indikator-energieverbrauch-fuer-waerme#textpart-1) 
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